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A 185/2009 (FD)
Auftrag Fraktion FdP: Steuerliche Veranlagung von Sozialleistungs-
Empfängern (03.11.2009)

Der Regierungsrat wird beauftragt, in der laufenden Revision folgenden Passus (gleich oder
sinngemäss) in das Steuergesetz des Kantons Solothurn einzufügen:

§ XY Besonderer Abzug
1Soweit die Verhältnisse, die zu einem Erlass der ganzen geschuldeten Steuer berechtigen,
schon bei der Veranlagung bekannt sind, kann auf Antrag der Gemeinde das steuerbare Ein-
kommen durch einen besonderen Abzug auf Null festgesetzt werden.
2Ein gleicher Abzug findet auf Antrag der Gemeinde bei Rentnerinnen und Rentnern Anwen-
dung, die sich auf Dauer in einem Pflege- oder Krankenheim oder in der Pflegeabteilung ei-
nes Alterheimes aufhalten, wenn

a) Der steuerpflichtigen Person vom Gesamteinkommen einschliesslich der Ergänzungsleis-
tungen nach Abzug der Heimkosten nur noch die vom Regierungsrat festgesetzte freie
Quote zur Bestreitung der persönlichen Auslagen übrig bleibt und

b) Die steuerpflichtige Person nicht über steuerbares Vermögen verfügt.

Begründung (03.11.2009): schriftlich.

Die Sozialdienste helfen vielen Sozialhilfeempfängern beim Ausfüllen der Steuererklärung.
Die SKOS-Richtlinien rechnen bei der Sozialhilfeberechnung keine Steuern mit ein. Entspre-
chend werden die Sozialhilfebezüger mit Raten- und Schlussrechnungen konfrontiert, die sie
nicht bezahlen können. Die Sozialdienste werden dann mit diesen Mahnungen und Betrei-
bungen konfrontiert und stellen für ihre Klienten ein Erlassgesuch an den Kanton und füllen
gleichzeitig das amtliche Beiblatt zum Erlassgesuch aus. Die Gemeinden schreiben dann ihre
Steuerguthaben ab, wenn der Erlassentscheid des Kantons eintrifft. Dies, nachdem sie vorher
ein aufwendiges Inkassoverfahren durchgeführt haben, welches auch nur deshalb nötig wird,
weil die Sozialdienste aus Datenschutzgründen ihre Gemeinden nicht orientieren dürfen, wer
Sozialhilfeempfänger ist. Der Kanton seinerseits hat Leute in der Steuerverwaltung unnöti-
gerweise mit einem Einschätzungsverfahren und ebenfalls einem Inkassoverfahren beschäf-
tigt. Noch etwas komplizierter ist es bei der EL, wo bei der Berechnung der Rente keine Steu-
ern eingerechnet werden, die Rente aber dann doch besteuert wird, was wiederum zum vor-
genannten Resultat führt. Bei der Familien-EL wird es dasselbe sein. Im Kanton Bern, aus des-
sen Steuergesetz der vorstehende Text stammt, verhält es sich so, dass gemäss Art. 41 StG
durch Bestätigung der Gemeinde Steuererklärung und Steuererlassgesuch gleichzeitig einge-
reicht werden. Die Sozialhilfeempfänger reichen keine vollständige Steuererklärung ein, son-
dern nur noch den leeren „Mantel“ zusammen mit dem Beiblatt der Gemeinde. Sie sind da-
durch von der Steuerpflicht befreit und erhalten weder Ratenrechnungen noch Mahnungen.
Die Sozialdienste und Steuerveranlagungs- und Inkassobehörden werden gleichzeitig von viel
Arbeit entlastet.
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